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Antrag 

der Fraktion der DP/DPB 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur 
ersten Bundesversammlung der Bundesrepublik Deutschland 

nach dem § 15 des Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur 
ersten Bundesversammlung der Bundesrepublik Deutschland vom 
15. Juni 1949 (Bundesgesetzbl. S. 21) wird folgender § 15 a eingefügt: 

4 15 a 

Für den Fall, daß auf Grund einer Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts gemäß Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes 
Mandate erloschen sind, gilt folgendes: 

Wenn das Mandat in direkter Wahl auf Grund eines Kreiswahl- 
vorschlages errungen war, findet eine Nachwahl in dem Kreise statt. 

Wenn das Mandat auf Grund eines Landesergänzungsvorschlages 
errungen war, der für eine durch die Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts aufgelöste Partei eingereicht war, so sind die 
auf Grund der Landesergänzungslisten an sämtliche Parteien zu 
verteilenden Mandate in der Weise neu zu berechnen, daß die für 
die aufgelöste Partei abgegebenen Stimmen als ungültige Stimmen 
behandelt werden. 

Wenn das Mandat auf Grund einer Landesergänzungsliste erlangt 
war, die für eine durch die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts nicht betroffene Partei eingereicht war, so ist das Mandat 
auf denjenigen nächsten Bewerber dieser Ergänzungsliste zuzuteilen, 
der zur Zeit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht 
der verbotenen Partei oder einer Ersatzorganisation dieser Partei 
angehört hat.“ 


Bonn, den 27. November 1952 


Ewers 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



